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Staatssekretär Jacques de 
Watteville hat das Abkommen 
über den  automatischen 
Informationsaustausch
unterzeichnet. 

Stephan Israel
Brüssel

Es ist das formlose Ende für das
Schweizer Bankgeheimnis. Staatssekre-
tär  Jacques de Watteville und EU-Ver-
handlungspartner Heinz Zourek haben 
gestern in Brüssel das Abkommen über 
den automatischen Informationsaus-
tausch paraphiert. Ab 2018 wird die 
Schweiz mit den EU-Staaten mitziehen 
und Bankdaten austauschen.

Die kleine Zeremonie fand vor einem 
blauen Raumteiler in der 9.  Etage des 
Berlaymont statt, des schmucklosen Sit-
zes der EU-Kommission. Für eine kleine 
Überraschung sorgte dabei Steuerkom-
missar Pierre Moscovici, der ausser Plan
dazustiess. Er sprach von einem «poli-
tisch, symbolisch und wirtschaftlich» 
wichtigen Moment, von einem «histori-
schen» Abkommen: «Ich weiss, dass das 
eine Revolution bedeutet.»

Tatsächlich war das Bankgeheimnis 
bis vor kurzem für die Schweiz eine hei-
lige Kuh, ähnlich wie für die EU-Staaten 
Luxemburg und Österreich. Als interna-
tional der Druck immer mehr zunahm 
und das Ende dann absehbar wurde, 
wollte die Schweiz den Systemwechsel
von der anonymen Quellensteuer zum
Informationsaustausch wenigstens mög-
lichst teuer verkaufen. So verlangte Bun-
desrätin Eveline Widmer-Schlumpf noch 
im vergangen Jahr für den Verzicht auf
das Bankgeheimnis gleichberechtigten
Zugang der Banken zum EU-Binnen-
markt. Die Idee vom Gegengeschäft sei
nicht mehr aktuell, sagte gestern Heinz 
Zourek, Generaldirektor der EU-Kom-
mission. Auch Staatssekretär de Watte-
ville deutete an, dass vor zehn Jahren 
das Bankgeheimnis als Faustpfand viel-
leicht noch mehr wert gewesen wäre.
Als kleinen Erfolg konnte de Watteville
gestern immerhin vermelden, dass die
EU-Kommission Sondierungsgesprä-
chen über ein Finanzdienstleistungsab-
kommen zugestimmt habe.

Datenaustausch ab 2018
Vor gut zehn Jahren wollte die Schwei-
zer Regierung schon einmal ein weiter 
gefasstes Dienstleistungsabkommen mit 
der EU aushandeln. Die Banken stellten
sich damals quer, weil sie für den Zu-
gang zum Binnenmarkt der EU das Bank-
geheimnis hätten aufgeben müssen. In-
zwischen ist das Bankgeheimnis Ge-
schichte und der Zugang zum Binnen-
markt wegen immer neuer Finanzregeln
der EU zunehmend ein Problem.

Geplant ist, dass die Banken Daten ab
2017 sammeln und sie ab 2018 dann 
auch automatisch austauschen. Dafür
darf es aber bei der Ratifizierung in den
EU-Staaten und in der Schweiz keine
Verzögerung mehr geben. Höher sind
die Hürden für das Finanzdienstleis-
tungsabkommen, wie gestern beide Sei-
ten deutlich machten. Für Verhandlun-
gen brauche die EU-Kommission ein 
Mandat der Mitgliedsstaaten, betonte 
Heinz Zourek. Diese dürften den Schwei-
zer Banken den gleichberechtigten Zu-
gang zum Binnenmarkt aber nur zuge-
stehen, wenn es bei der Personenfreizü-
gigkeit und den sogenannten institutio-
nellen Fragen mit dem Europäischen 
Gerichtshof in der Rolle als Schiedsrich-
ter eine Einigung gibt. 

Abschied vom 
Bankgeheimnis

Andreas Möckli

Der Versicherungskonzern Zurich soll 
seine eigenen Statuten verletzt haben. 
Und dies nicht einmal ein Jahr nachdem 
er sie wegen der Abzockerinitiative an-
gepasst hatte. Dieser Vorwurf erhebt der 
Stimmrechtsberater Ethos. Zurich hat 
wie viele andere börsenkotierte Firmen 
zahlreiche Änderungen an den Statuten 
vorgenommen und dabei neu die Grund-
sätze aufgeführt, nach welchen Verwal-
tungsrat und Geschäftsleitung entlöhnt 
werden sollen. So hat der Versicherer 
festgelegt, dass sich die langfristige Ver-
gütung an Leistungskriterien orientiert, 
die «während eines mehrjährigen Zeit-
raums» bemessen werden. «Diese Regel 
hat Zurich bei der Vergütung des Top-
managements verletzt», sagt Vincent 
Kaufmann, stellvertretender Direktor 
von Ethos.

Konkret geht es um den langfristigen 
Beteiligungsplan. Erreicht Zurich bei 
ausgewählten Kennzahlen gewisse Min-
destwerte, so werden der Konzernlei-
tung eine bestimmte Zahl an Aktien zu-
geteilt. Je besser der Versicherer ab-
schneidet, desto höher die Zuteilung, 
die allerdings nach oben begrenzt ist. 
Ethos kritisiert nun, dass der Versiche-
rer im Vergleich zu früher nur das Jahr 
2014 für die aktuelle Berechnung des 
Langfristplans herangezogen habe. Bis-
her seien jeweils die drei vorangegangen 
Jahre berücksichtigt worden, also auch 
2012 und 2013. Der Verwaltungsrat habe 
somit den Bemessungszeitraum zuguns-
ten der Geschäftsleitung geändert, sagt 
Kaufmann. 

Hätte Zurich den gesamten Zeitraum 
von 2012 bis 2014 berücksichtigt, hätten 
die Mitglieder der Geschäftsleitung 
 weniger Aktien erhalten. Der Grund: 
Der Erfolg des Managements wird beim 
Langfristplan unter anderem anhand 
der Gesamtrendite der Zurich-Aktie im 
Vergleich zu anderen grossen Versiche-
rern gemessen. Der Wert berechnet sich 
aus der Kursveränderung der Aktie und 
der ausbezahlten Dividende. Besonders 
im Jahr 2013 ist die Rendite der Zurich-
Aktie deutlich tiefer ausgefallen als bei 
den meisten anderen Konkurrenten.

«Die Firma hat die Regeln mitten im 
Spiel geändert, was für uns nicht akzep-
tabel ist», sagt Kaufmann. Was das fi-
nanziell ausmache, lasse sich nicht in 
Millionen Dollar beziffern. Der Wert der 
vorläufig zugeteilten Aktien beläuft sich 
für alle Topmanager auf 18,7 Millionen 

Dollar. Der definitive Wert wird zu ei-
nem späteren Zeitpunkt berechnet.

Kaufmann findet es stossend, dass 
 Zurich die Anpassung nirgends im Ver-
gütungsbericht erwähne. «Wir haben 
dies nur anhand der früheren Berichte 
herausgefunden.» Auf eine entspre-
chende Nachfrage habe ein Vertreter des 
Konzerns bestätigt, dass tatsächlich nur 
das Jahr 2014 berücksichtigt worden sei.

Vergütungsausschuss im Visier
Als Konsequenz lehnt Ethos den Vergü-
tungsbericht ab. Über diesen werden die 
Aktionäre an der Generalversammlung 
am 1. April konsultativ abstimmen. Zu-
dem stellt sich der Stimmrechtsberater 
gegen die Wiederwahl der vier Mitglie-
der des Vergütungsausschusses, in dem 
auch Verwaltungsratspräsident Tom de 
Swaan sitzt. «Die Mitglieder des Aus-
schusses tragen einen Teil der Verant-
wortung für die Änderung des Bemes-
sungszeitraums», begründet Kaufmann 
den Entscheid von Ethos.

Die nun erfolgte Anpassung des Lang-
fristplans ist auch deshalb brisant, weil 
Zurich bereits im vergangenen Jahr an 
den Kriterien geschraubt hat. Ursprüng-
lich musste nicht nur die Gesamtrendite 
der Aktie, sondern auch die Eigenkapi-
talrendite ein gewisses Niveau errei-
chen, damit die Topmanager im Rah-
men des Langfristplans in den Genuss 
von Aktien kamen. Wurde bei beiden 
Werten eine gewisse Mindestschwelle 
nicht erreicht, erhielt die Geschäftslei-
tung keine Aktien. Dies hat der Verwal-
tungsrat im vergangenen Jahr aufge-
weicht. Nun reicht es, wenn nur einer 
der beiden Renditen einen zuvor defi-
nierten Mindestwert überschreitet. 

«Hätte der Verwaltungsrat die ur-
sprünglichen Kriterien als auch den Zeit-
raum zwischen 2012 und 2014 berück-
sichtigt, so wären der Geschäftsleitung 
Anfang 2015 keine einzige Aktien zuge-
teilt worden», sagt Kaufmann 

Zurich begründet sein Vorgehen da-
mit, dass Übergangsregeln eingeführt 

werden mussten, da das Vergütungssys-
tem angepasst worden sei, sagt eine 
Sprecherin. Wie bereits im letzten Jahr 
angekündigt, sei die langfristige Vergü-
tung auf die neuen strategischen Ziele 
ausgerichtet worden, die im Dezember 
2013 kommuniziert wurden. 

Ethos kritisiert Zurich scharf
Der Versicherer habe die Vergütung des Topmanagements so angepasst, damit die Konzernleitung nicht auf 
einen Teil des langfristigen Bonus verzichten müsse. Die Stiftung lehnt den Vergütungsbericht deshalb ab. 
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Die Initiative «Pro Service 
public» sei «eine 
Katastrophe», sagt 
VR-Präsident Peter Hasler. 

Mathias Morgenthaler

In den nächsten Wochen werden rund 
2000 Mitarbeiter der Post aus sechs ver-
schiedenen Standorten in Bern in den 
neuen Hauptsitz neben dem Bahnhof 
Wankdorf einziehen. Konzernchefin Su-
sanne Ruoff nutzte den Anlass, nicht nur 
ein neues Gebäude, sondern auch gleich 
«eine neue Vision» für die Post zu präsen-

tieren. «Einfach mit System», lautet der 
neue Leitsatz. In der Mitarbeiterzeitung 
war zu lesen, die Post-Chefetage habe
sich von Apple-Chef Steve Jobs inspirie-
ren lassen.

Die Post als IT-Konzern auf den 
Spuren von Apple? So weit wird es laut
Verwaltungsratspräsidet Peter Hasler
nicht kommen, aber der frühere Schwei-
zer Monopolbetrieb und der Technolo-
giekonzern aus Cupertino sind heute tat-
sächlich teilweise in den gleichen Ge-
schäftsfeldern tätig. 

Hasler betont, die Post sei zwar ein
Bundes-, aber kein Verwaltungsbetrieb: 
86 Prozent des Umsatzes erwirtschafte
sie im freien Wettbewerb. Bei technolo-

gischen Innovationen wie der Entwick-
lung einer Smartphone-App fürs bar-
geldlose Bezahlen namens Twint steht
der gelbe Riese in direkter Konkurrenz
mit den Produkten von Apple, Google 
oder Facebook. 

«Die Digitalisierung ist ein Mega-
trend, da müssen wir an vorderster
Front dabei sein», sagt Hasler, fügt aber 
sofort an: «Das heisst nicht, dass die
physische Post ausstirbt. Wir werden
noch in 100 Jahren Menschen und Güter 
befördern.» Hasler greift damit die 
Kritik von Konsumentenschützern und 
Politikern auf, die monieren, die Grund-
versorgung werde laufend verschlech-
tert und die Post investiere ihre Mittel

primär in den Ausbau des internationa-
len Geschäfts. «Wir haben die beste und
– kaufkraftbereinigt – günstigste Grund-
versorgung der Welt», sagt Hasler. Es sei
deshalb «eine Katastrophe», wenn man 
der Post auf dem Gesetzesweg verbieten
wolle, Gewinne zu machen und
marktübliche Löhne zu zahlen. Hasler 
enerviert sich über die von Konsumen-
tenzeitschriften lancierte Initiative «Pro
Service public» und kritisiert, diese
Kreise wollten die Post «in die Verwal-
tungsnische zurückbomben».

Die Post erwirtschaftete 2014 einen
Konzerngewinn von 638 Millionen Fran-
ken, dem Bund sollen 200 Millionen als 
Dividende ausgeschüttet werden.

Bei der Post ärgert man sich über die Konsumentenschützer
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